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Bekauntmachung der Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden. 
992. Die Zinsſcheine Reihe III Nr. 1 bis 20 
zu den Schuldverſchreibungen der 3/½ / igen deutſchen 
Reichsanleihe von 1888 und die Zinsſcheine Reihe II 
Nr. 1 bis 20 zu den Schuldverſchreibungen der 
3% igen deutſchen Reichsanleihe von 1898 über 
die Zinſen für die zehn Jahre vom 1. Januar 1908 
bis 31. Dezember 1917 nebſt den Erneuerungs⸗ 
ſcheinen für die folgende Reihe werden vom 2. De⸗ 
zember d. Js. ab ausgereicht, und zwar: 
durch die Königlich Preußiſche Kontrolle der 
Staatspaplere in Berlin S. W. 68, Oranien⸗ 
ſtraße 92/94, 
durch die Königliche Seehandlung (Preußiſche 
Staatsbank) in Berlin W. 56, Markgrafen⸗ 
ſtraße 46 a, 
durch die Preußiſche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe in 
Berlin C 2, am Zeughauſe 2, 
durch ſämtliche Reichsbankhaupt⸗ und Reichsbank⸗ 
ſtellen und ſämtliche mit Kaſſeneinrichtung ver⸗ 
ſehene Reichsbanknebenſtellen, 
durch sämtliche preußiſche Regierungshauptkaſſen, 
Kreiskaſſen und hauptamtlich verwaltete Forſt⸗ 
kaſſen, 
durch die Hauptzoll⸗ und Steuerkaſſen, 
durch ſämtliche preußiſche Hauptzoll⸗ und Haupt⸗ 
ſteuerämter, * a 
durch alle den preußiſchen Hauptzoll⸗ und Haupt⸗ 
ſteuerämtern untergeordneten Amtsſtellen der 
Verwaltung der indirekten Steuern, ſowie 
durch diejenigen Oberpoſtkaſſen, an deren Sitz ſich 
keine Reichebankanſtalt befindet. 
ormulare zu den Verzeichniſſen, mit welchen 
die zur Abhebung der neuen Zinsicheinreihe be⸗ 
rechtigenden Erneuerungsſcheine (Anweiſungen, Ta⸗ 
lons) einzultefern find, werden von den vorbezeichneten 
Ausreichungsſtellen unentgeltlich abgegeben. 
Der Einreichung der Schuldverſchreibungen be⸗ 
darf es zur Erlangung der neuen Zinsſcheine nur 
dann, wenn die Erneuerungsſcheine abhanden ger 


kommen ſind; in dieſem Falle ſind die Schuldver⸗ 
ſchreibungen an eine der Ausreichungsſtellen mittels 
beſonderer Eingabe einzureichen. 

Berlin, den 15. November 1907. 

Reichsſchulden verwaltung. 

II. 916. II. Ang. von Bitter. 
Bekanntmachung des 
Königlichen Provinzial⸗Schulkollegiums. 
993. Die nächſijährige Prüfung der Zeichen ⸗ 

lehrer und Zeichenlehrerinnen findet 

Mittwoch den 1. Juli 1908 vormittags 
9 Uhr und an den folgenden Tagen 

15 der Königlichen Kunſtſchule, hier Kloſterſtraße 75, 

latt. 

Meldungen zu dieſer Prüfung ſind uns ſpäteſtens 
bis zum 1. Juni n. Js. einzureichen. 

Berlin W. 9, den 26. November 1907. 
Königliches Provinzial⸗Schulkollegium. 
Bekanntmachung des Oberpräfidenten der 
Provinz Schleſien. 

994. „Der von mir gemäß 8 6 des Geſetzes 
betreffend Maßnahmen zur Regelung der Hochwaſſer⸗, 
Deich⸗ und Vorflutverhältniſſe an der oberen und 
mittleren Oder vom 12. Auguſt 1905 aufgefiellte 
Sonderplan, betreffend Herſtellung eines Ueberlauf⸗ 
polders bei Schönfeld⸗Schiedlo, wird durch öffentliche 

Auslegung den Intereſſenten bekannt gemacht. 

Die Auslegung des Planes erfolgt 
vom 2. bis 12. Dezember 1907 

in den Mietsräumen des Königlichen Oberpräſidlums 
in Breslau, Albrechtsſtraße 30 III. Techniſches 
Bureau zur Ausführung des Odergeſetzes und 

vom 17. Dezember 1907 bis 6. Januar 1908 
im Dienſtgebäude der Königlichen Regierung zu 
Frankfurt a. O. 

Anträge auf Abänderung des Planes ſind inner⸗ 
halb 4 Wochen nach erfolgter Auslegung bei mir 
zu ſtellen. 

Breslau, den 30. November 1907. 

Der Oberpräſident der Provinz Schleſien. 

Graf von Zedlitz und Trützſchler. 
80 
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Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. 
995. Nachſtehende Warnung des Polizei⸗ 
Präſidenten in Berlin vom 11. November d. Js. 

bringe ich hierdurch zur Kenntnis: 

Von der Firma „Rita Nelſon“ in Berlin 
wird in den Zeitungen unter dem Namen „Albu⸗ 
kola“ ein Kräftigungsmittel für ſchwache Frauen 
mit prahleriſchen Worten angeprieſen, und in den 
überſandten Proſpekten werden dem Mittel allerlei 
günſtige Wirkungen auf die verſchiedenſten Krank⸗ 
heitazuſtände, auf Magerkeit, Korpulenz, Trunk⸗ 
ſucht uſw. zugeſchrieben, die es nicht beſitzt. 

Vor dem Bezug dieſes zu unverhältnismäßig 
hohem Preiſe verkauften, aus Stärke, Eiweiß, Eiſen⸗ 
karbonat, phosphorſaurem Kalk, Lecithin und Sennes⸗ 
blättern beſtehenden Mittels wird hiermit gewarnt. 

Die Herren Landräte und Oberbürgermeiſter 
wollen für weitere Bekanntmachung der Warnungſorgen. 

Frankfurt a. O., den 27. November 1907. 

Der Regierungspräſident. 
996. Ich habe den Königl. Forſtaufſeher 
Werk in Bremsdorf zum Fiſchereiaufſeher ernannt 
und ihm die Aufſicht über alle innerhalb der Ober⸗ 
förſterei Siehdichum belegenen Gewäſſer übertragen. 

Frankfurt a. O., den 23. November 1907. 

0 Der Regierungs⸗Präſident. 

997. Der Herr Oberpräſident hat am 21. Novem⸗ 
ber d. Is. dem Vorſtande des Verſorgungshauſes 
Beth Elin die Genehmigung erteilt, in der Zeit vom 
1. Januar bis Ende November 1908 in der Stadt 
Berlin und der Provinz Brandenburg eine Haus⸗ 
kollekte abzuhalten. Die Genehmigung bezüglich der 
nicht zum Landespolizeibezirk Berlin gehörenden Ort⸗ 
ſchaften wird nur unter der Bedingung erteilt, daß 
ſich der Vorſtand der von der Kollektenordnungsſtelle 
in Berlin, Paſſauerſtraße 37, aufgeſtellten Sammel⸗ 
ordnung einfügt. 

Die mit der Ausführung der Sammlungen be⸗ 
auftragten Perſonen ſind mit ordnungsmäßigen, 
polizeilich beglaubigten Ausweiſen, ſowie mit pagi⸗ 
nierten und beglaubigten Sammelbüchern zu verſehen 
und haben ſich vor dem Beginne ihrer Tätigkeit 
unter Vorlegung ihrer Ausweiſe bei der Ortspoltzei⸗ 
behörde zu melden. 

Die Herren Landräte und Oberbürgermeiſter 
wollen dafür Sorge tragen, daß der Einſammlung 
der Kollekte keine Hinderniſſe in den Weg gelegt werden. 

Frankfurt a. O., den 2. Dezember 1907. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
998. Nachdem bei der Abſtimmung ſich die 
Mehrheit der beteiligten Gewerbetreibenden für die 
Einführung des Beitrittszwanges erklärt hat, ordne 
ich hiermit an, daß mit dem Inkrafttreten des zu 
genehmigenden Statutes eine Zwangsinnung für 
das Töpfer⸗ und Ofenſetzergewerbe, deren Bezirk 
den Stadtkreis Frankfurt a. O. umfaßt, mit dem 
Sitze in Frankfurt a. O. unter dem Namen „Toöpfer⸗ 


und Ofenſetzerinnung (Zwangsinnung) zu Frank⸗ 
furt a. O.“ errichtet werde. Von dem genannten 
Zeitpunkte ab gehören alle Gewerbetreibende, welche 
das bezeichnete Handwerk betreiben, dieſer Innung an. 
Frankfurt a. O., den 24. November 1907. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
999. Des Königs Majeſtät haben mittels Aller⸗ 
höchſten Erlaſſes vom 6. November d. Is. zu ge 
nehmigen geruht, daß die Landgemeinde Kolonie 
Müllroſe der Stadtgemeinde Müllroſe im Kreiſe 
Lebus einverleibt wird. 
Frankfurt a. O., den 23. November 1907. 
Der Regierungs⸗Präſident. 

Bekanntmachung des Vorſitzenden der 
Einkommenſtener⸗Berufungs⸗Kommiſſion. 
1000. Der Herr Finanzminiſter hat die Friſt 
zur Abgabe der Steuererklärung (8 25 Abſatz 1 
des Einkommenſteuergeſetzes vom 19. Juni 1906) 
für das Steuerjahr 1908 auf die Zeit vom 4. bis 
einſchließlich 20. Januar 1908 feſtgeſetzt. 

Frankfurt a. O., den 16. November 1907. 

Der Vorſitzende der Berufungskommiſſion. 
Bekanntmachung des Vorſitzenden der ſtaat⸗ 
lichen Kommiſſion zur Abhaltung der Huf⸗ 

beſchlagsprüfungen zu Frankfurt a. O. 
1001. Die Prüfungen behufs Erlangung ber 
Befähigung zum Betriebe des Hufbeſchlaggewerbes 
vor der ſtaatlichen Prüfungskommiſſion zu Frank⸗ 
furt a. O. finden im Jahre 1908 

am 31. Januar 

[Ad 4. April 

„ 3. Juli 

„ 31. Oktober 
ſtatt. 

Diejenigen Perſonen, welche zur Prüfung zugelaſſen 
werden wollen, haben ſich mindeſtens 4 Wochen vor 
einem dieſer Prüfungstermine bel dem unterzeichneten 
Vorſitzenden ſchriftlich zu melden. Der Meldung 
find folgende amtliche Ausweiſe beizufügen: 

1. eine behördliche Beſcheinigung, daß der ſich 

Meldende das 19. Lebensjahr vollendet hat, 

2. eine gleiche Beſcheinigung, daß er ſich mindeſtens 

die letzten 3 Monate vor der Meldung im 
hleſigen Regierungsbezirk aufgehalten hat und 

3. die vorhandenen Zeugniſſe über die erlangte 

techniſche Ausbildung (Geſellenprüfungszeugnis 


uſw.). 

Ferner iſt eine ſchriſtliche Erklärung des ſich 
Meldenden darüber abzugeben, daß er ſich innerhalb 
der letzten 6 Monate nicht erfolglos einer Hufbe⸗ 
ſchlagsprüfung unterzogen hat. 

Gleichzeitig iſt die beſtimmungsmäßige Prüfungs⸗ 
gebühr von 10 Mark portofrei an die hieſige 
Regterungshauptkaſſe, 9. Buchhalterei, abzuführen. 

Frankfurt a. O., den 25. November 1907. 

Der Vorſitzende 
der ſtaatlichen Hufbeſchlagsprüfungskommiſſion. 
Buch, Veterinärrat. 


i 
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Bekanntmachung der Königl. Direktion der 
Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 
1002. Die nachſtehende Verhandlung 
Geſchehen, Berlin, den 16. November 1907. 
Auf Grund der 88 46, 47 und 48 des Renten⸗ 
bankgeſetzes vom 2. März 1850 und des § 6 bes 
Geſetzes vom 7. Juli 1891, betreffend die Be⸗ 
förderung der Errichtung von Rentengütern, wurden 
von ausgeloſten Rentenbriefen der Provinz Branden⸗ 
burg, welche nach dem vorgelegten Verzeichniſſe I 
gegen Barzahlung zurückgegeben worden ſind und zwar: 


233 Stück Buchſt. A zu 3000 M. = 699,000 M. 
82 „ „ B „ 1500 „ = 123,000 „ 
8 , ee 107008, 
22 Due AROD-, 
C 
„ ea. 600 
„ „ 38. 
2 " " L " 3000 „= 6,000 " 
U; ; FF 
1 „ 300 „ 


977 Stück über „96e 
nebſt dazu gehörigen, im gedachten Verzeichniſſe auf⸗ 
geführten 13115 Zinsſcheinen und 977 Erneuerungs⸗ 
ſcheinen heute in Gegenwart der Unterzeichneten 
durch Feuer vernichtet. 


v. g. u. 

(gez.) Hallensleben, Notar. 
(gez.) Mußehl, (gez.) Wernecke, 
als Mitglieder des Provinzial Landtages. 
Geſchloſſen. 

(gez.) Behrens, (gez.) Kloſe, 
Provinzial⸗Rentmelſter. Rentenbank⸗ Buchhalter. 
wird hierdurch zur öffentlichen Kenntnis gebradt. 

Berlin, den 23. November 1907. 
Königliche Direktion 

der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 
1003. Bei der infolge unſerer Bekanntmachung vom 
17. Juli d. Js. heute geſchehenen öffentlichen Verloſung 
von 3½ prozentigen Rentenbriefen der Provinz 
Brandenburg ſind folgende Stücke gezogen worden: 
Litt. F zu 3000 Mark 5 Stück und zwar die 

Nr. 94 208 285 337 385. 
„ I zu 300 Mark 5 Stück und zwar die Nr. 104 
105 154 210 267. 
„ I zu 75 Mark 4 Stück und zwar die Nr. 20 
2 41 129 177. 
K zu 30 Mark 2 Stück und zwar die Nr. 14 82. 
Die Inhaber dieſer Rentenbriefe werden auf⸗ 
gefordert, dieſelben nebſt Erneuerungsſchein bei der 
Rentenbankkaſſe, Kloſterſtraße 761 hierſelbſt, vom 
2. Januar 1908 ab an den Werktagen von 9—1 Uhr 
einzuliefern, um hiergegen und gegen Quittung den 
Nennwert der Rentenbriefe in Empfang zu nehmen. 
Vom 1. Januar 1908 ab hört die Verzinſung 
der ausgeloſten Rentenbriefe auf; dieſe ſelbſt aber 
verjähren mit dem Schluſſe des Jahres 1918 zum 
Vorteil der Rentenbank. 


Die Einlieferung ausgeloſter Rentenbriefe an 
die Rentenbankkaſſe kann auch durch die Poſt porto⸗ 
fret und mit dem Antrage erfolgen, daß der Geid⸗ 
betrag auf gleichem Wege übermittelt werde. 

Die Zuſendung des Geldes geſchieht dann auf 
Gefahr und Koſten des Empfängers, und zwar bei 
Summen bis zu 800 Mark durch Poſtanweiſung. 
Sofern es ſich um Summen über 800 Mark 
handelt, iſt einem ſolchen Antrage eine ordnungs⸗ 
mäßige Quittung beizufügen. 

Berlin, den 14. Auguſt 1907. 

Königliche Direktion 
der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 
Bekanntmachung des Reichs⸗Poſtamts. 
Die Weihnachtsſendungen betreffend. 

1004. Die Reichs⸗Poſtverwaltung richtet auch 
in dieſem Jahr an das Publikum das Erſuchen, 
mit den Weihnachtsverſendungen bald zu 
beginnen, damit die Paketmaſſen ſich nicht in den 
letzten Tagen vor dem Feſte zu ſehr zuſammen⸗ 
drängen, wodurch die Pünktlichkeit in der Beförderung 
leidet. Bei dem außerordentlichen Anſchwellen des 
Verkehrs iſt es nicht tunlich, die gewöhnlichen Be⸗ 
förderungsfriſten einzuhalten und namentlich auf 
weite Entfernungen eine Gewähr für rechtzeitige 
Zuſtellung vor dem Weihnachtsfeſte zu übernehmen, 
wenn die Pakete erſt am 22. Dezember oder noch 
ſpäter eingeliefert werden. 

Die Pakete ſind dauerhaft zu verpacken 
Etwaige auf dem Verpackungsſtoffe vorhandene ältere 
Aufſchriften und Beklebezettel ſind zu beſeitigen oder 
unkenntlich zu machen. Dünne Pappkaſten, ſchwache 
Schachteln, Zigarrenkiſten uſw. ſind nicht zu benutzen. 
Die Aufſchrift der Pakete muß deutlich, voll⸗ 
ſtändig und haltbar hergeſtellt ſein. Kann die 
Aufſchrift nicht in deutlicher Weiſe auf das Paket 
ſelbſt geſetzt werden, ſo empfiehlt ſich die Verwendung 
eines Blattes weißen Papiers, das der ganzen 
Fläche nach feſt aufgeklebt werden muß. Bei 
Fleiſchſendungen und ſolchen Gegenſtänden in Lein⸗ 
wandverpackung, die Feuchtigkeit, Fett, Blut uſw. 
abſetzen, darf die Aufſchrift nicht auf die Umhüllung 
geklebt werden. Am zweckmäßigſten ſind gedruckte 
Aufſchriften auf weißem Papier. Dagegen 
dürfen Formulare zu Poſtpaketadreſſen für Paket⸗ 
aufſchriften nicht verwandt werden. Der Name 
des Beſtimmungsorts muß ſtets recht groß 
und kräftig gedruckt oder geſchrieben ſein. Die 
Paketaufſchrift muß ſämtliche Angaben der 
Begleitadreſſe enthalten, zutreffendenfalls alſo 
den Frankovermerk, den Nachnahmebetrag nebſt 
Namen und Wohnung des Abſenders, den Vermerk 
der Eilbeſtellung uſw., damit im Falle des Verluſtes 
der Poſtpaketadreſſe das Paket doch dem Empfänger 
ausgehändigt werden kann. Auf Paketen nach 
größeren Orten iſt die Wohnung des Em⸗ 
pfängers, auf Paketen nach Berlin auch der Buch⸗ 
ſtabe des Poſtbezirks (O, W, 80 1 anzugeben. 
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Zur Beſchleunigung des Belriebs trägt es weſent⸗ 
lich bei, wenn die Pakete frankiert aufgeliefert 
werden. 

Die Verſendung mehrerer Pakete 
mittels einer Poſtpaketadreſſe iſt für die 
Zeit vom 10. bis 25. Dezember im inneren 
deutſchen Verkehr Geichs⸗Poſtgebiet, 
Bayern und Württemberg) nicht geſtattet. 
Auch für den Auslandsverkehr empfiehlt 
es ſich im Intereſſe des Publikums, 
während dieſer Zeit zu jedem Pakete be⸗ 
ſondere Begleitpapiere auszufertigen. 

Berlin W. 66, den 20. November 1907. 

Der Staatsſekretär des Reichs⸗Poſtamts. 

Im Auftrage. Gleſeke. 
Bekauntmachungen der Kaiſerlichen Ober: 
poftdireftion zu Frankfurt a. O. 
1005. Am 30. November iſt bei der Poſthilf⸗ 
ſt elle in Lippen, Kreis Croſſen, eine Telegraphen⸗ 
anſtalt mit öffentlicher Fernſprechſtelle eröffnet worden. 
Werſonal⸗Nachrichten. 

1006. Dem Telegrapheninſpektor Hehm ann 
in Frankfurt (Oder) iſt die Verwaltung der Vor⸗ 
fieherftelle bei dem Telegraphenamt in Deſſau über⸗ 

tragen worden. 

1007. Verſetzt: der Waſſerbauinſpektor, Bau⸗ 
rat Progasky von Croſſen nach Allenſtein vom 
15. November 1907 ab. 

1008. Der Landmeſſer Müller iſt von Stolp 
in Pommern nach Frankfurt a. O. verſetzt. 
1009. Wir haben an Stelle des nach Zorn⸗ 
dorf verſetzten Superintendenten Feldhahn in Seelow 
vom 1. Dezember d. Js. ab dem Pfarrer Köppel 


in Sachſendorf die einſtweilige Verwaltung der 
Kreisſchulinſpektion Frankfurt IV übertragen. 
1010. Der bisherige erſte Geiſtliche beim 
Eliſabeth⸗Kranken⸗ und Diakon iſſenhauſe in Berlin 
Johann Georg Ernſt Stoſch iſt zum Oberpfarrer 
der Parochie Neuwedell, Diözeſe Arnswalde, beſtellt 
worden. 
1011. Die erledigte Stelle des Amksdieners 
und Vollziebungsbeamten bei dem Königlichen Stifts⸗ 
rentamte zu Neuzelle iſt vom 1. November 1907 
ab dem Milttäranwärter Walter probeweiſe über⸗ 
tragen worden. 
1012. Der bisherige Hilfsprediger Max Paul 
Bruno Knothe in Cüſtrin iſt zum Pfarrer der 
Barochie Kienitz, Diözeſe Frankfurt II, beſtellt worden. 
1013. Der bisherige Hilfsprediger Richard 
Leopold Heſſler it zum Pfarrer der Parodie 
Beerfelde, Diözeſe Fürſtenwalde, beſtellt worden. 
Vermiſchtes. 

1014. Seminar⸗Präparandenanſtalt Cottbus. 

Das neue Schuljahr beginnt am 23 April 
1908. Die Aufnahmeprüfung findet am 24. und 
25. Februar ſtatt. Meldungen ſind bis ſpäteſtens 
15. Februar an den Unterzeichneten zu richten. Der 
Meldung iſt beizufügen: Taufſchein, Impſſchein, 
Schul: bezw. Abgangs⸗Zeugnis, ärztliches Geſund⸗ 
heitsatteſt, ſowie eine behördlich beglaubigte Er⸗ 
klärung des Vaters oder Vormunds, daß er die 
Mittel beſitzt, um den Sohn die Anſtalt beſuchen 
zu laſſen. Das Schulgeld beträgt 90 M. jährlich. 
Auf Wunſch wird Penſion nachgewieſen. 

Der Seminarleiter. 
Fürſtenau, Königl. Seminar⸗Oberlehrer. 


Zur Beachtung! 
Das Amtsblatt nebſt Offentlichem Anzeiger erſcheint an jedem Mittwoch. Die für das Amtsblatt 
und den Offentlichen Anzeiger beſtimmten Bekanntmachungen ſind unter der Brleſaufſchrift: 


„An die Schriftleitung des Regierungs⸗Amtsblatts zu Frankfurt a. O.“ 


einzuſenden. 


wenn ſie in das nächſte Stück aufgenommen werden ſollen, 


Sie müſſen, beſonders in Bezug auf Eigen⸗ ſowie Ortsnamen deutlich geſchrieben ſein und 


ſpäteſtens Moutag vormittag bei der 


Schriftleitung eingehen. Jeder für das Amtsblatt beſtimmten Bekanntmachung muß eine kurze Inhalts⸗ 


angabe vorangeſetzt werden. 


Bei Erledigung von Steckbriefen u. |. w. ift nur der Zuname, Vorname des Ver⸗ 
folgten ſowie die Einurückungsnummer und das Jahr der Veröffentlichung anzugeben. 
Die Königlichen Gerichtsbehörden werden erſucht, in den Anträgen wegen Aufnahme von Be⸗ 
kauntmachungen, bei denen es ſich um Innehaltung von Friſten handelt, die Dauer der⸗ 


ſelben, ſowie das Datum desjenigen Mittwochs genau anzugeben, 
erfolgen ſoll; dies iſt beſonders bei ſolchen Bekanntmachungen notwendig, welche 
Nicht eingegaugene Amtsblattſtücke werden nur 


Einrückung 
mehrere Male veröffentlicht werden ſollen. 


an welchem die 


dann koſtenftei nachgeliefert, wenn ihre Fehlmeldung ſofort bei der zuſtändigen Poſt⸗ 


behörde erfolgt. 


Die Schriftleitung des Regierungs⸗ Amts blatts. 


